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1 Intention des Gesetzes

1.1 Reform des Insolvenzrechts

Mit der Reform des Insolvenzrechts 
sollen die wirtschaftlichen Rahmen-
bedingungen für die Sanierung not-
leidender Unternehmen verbessert 
werden. Das Gesetz zur weiteren 
Erleichterung der Sanierung von 
Unternehmen (ESUG) soll es richten. 
Erfolgreichen Sanierungen steht in 
Deutschland immer noch das Stigma 
der Insolvenz entgegen. Mit dem 
Gesetz soll nun ein Mentalitätswechsel 
für eine andere Insolvenzkultur einge-
leitet werden. Durch die Reformen ist 
das Recht stärker auf die Sanierung 
überlebensfähiger Unternehmen aus-
gerichtet. Das Insolvenzverfahren 
muss als „Chance zur Sanierung“ 
 verstanden werden.

1.2 Erleichterung der Sanierung von 
Unternehmen

Das Gesetz führt zur Erleichterung der 
Sanierung von Unternehmen durch 
einen stärkeren Einfluss der Gläubiger 
auf die Auswahl des Insolvenzverwal-
ters, durch Ausbau und Straffung des 
Insolvenzplanverfahrens und durch 
die Vereinfachung des Zugangs zur 
Eigenverwaltung. Die geplante grö-
ßere Konzentration der Zuständigkeit 
der Insolvenzgerichte konnte nicht 
umgesetzt werden. 

1.3 Zusammenfassung mehrerer 
Reformvorhaben

Im Gesetz zur weiteren Erleichterung 
der Sanierung von Unternehmen 
(ESUG) sind mehrere Reformvorhaben 
zum Insolvenzrecht zusammengefasst. 
Die Fortführung von sanierungsfähi-
gen Unternehmen wird erleichtert und 
damit der Erhalt von Arbeitsplätzen 
ermöglicht. Gleichzeitig wird daran 
festgehalten, dass die Befriedigung der 

Gläubiger weiter das eigentliche Anlie-
gen des Insolvenzverfahrens bleibt. 
Die Effektivität und Planbarkeit des 
Insolvenzverfahrens soll für alle Betei-
ligten deutlich erkennbar werden.

1.4 Stärkung der Gläubigerautonomie

Die Gläubigerautonomie wurde deut-
lich gestärkt. Um dies zu erreichen, 
wurde die Möglichkeit geschaffen, 
bereits im Eröffnungsverfahren einen 
vorläufigen Gläubigerausschuss ein-
zusetzen, der bei bestimmten Unter-
nehmen ein wichtiges Mitspracherecht 
bei der Auswahl des Insolvenzverwal-
ters und der Anordnung der Eigenver-
waltung hat.

Das Institut der Eigenverwaltung 
wurde durch Umkehrung des Regel-
Ausnahme-Verhältnisses bei den Ver-
fahrensvoraussetzungen gestärkt. Das 
Gericht wird dadurch gezwungen, 
sich intensiver als bisher mit den Mög-
lichkeiten der Eigenverwaltung ausein-
anderzusetzen. Befürwortet der Gläu-
bigerausschuss sie einstimmig, ist das 
Gericht – bis auf wenige Ausnahmen – 
an die Empfehlung gebunden.

Auch bei der Auswahl und Bestellung 
des Insolvenzverwalters, die gemein-
hin als Schicksalsfrage des Verfahrens 
bezeichnet wird, ist die Meinung die-
ses vorläufigen Gläubigerausschuss 
maßgeblich. Die Beteiligung der Gläu-
biger wurde zeitlich vorverlagert. Vor-
gaben des Ausschusses zur Person des 
Verwalters – seine Eignung und Unab-
hängigkeit vorausgesetzt – sind in der 
Regel für den Richter bindend. Das 
Gericht muss in Insolvenzverfahren 
über Unternehmen, deren Betrieb 
noch nicht eingestellt ist und die eine 
bestimmte Unternehmensgröße und 
damit eine gewisse wirtschaftliche 
Bedeutung haben, verpflichtend einen 
vorläufigen Gläubigerausschuss einbe-
rufen. Besteht ein solcher vorläufiger 
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Gläubigerausschuss und einigen sich 
alle Mitglieder auf einen Verwalter, ist 
das Gericht hieran gebunden.

1.5 „Schutzschirmverfahren“ für 
Schuldner

Ein Schuldner hat bereits bei drohender 
Zahlungsunfähigkeit oder bei Über-
schuldung die Möglichkeit, innerhalb 
von drei Monaten in einem „Schutz-
schirmverfahren“ unter Aufsicht eines 
vorläufigen Sachwalters und frei von 
Vollstreckungsmaßnahmen in Eigen-
verwaltung einen Sanierungsplan aus-
zuarbeiten, der anschließend als Insol-
venzplan umgesetzt werden kann. 
Das Gericht setzt regelmäßig den vom 
Schuldner Vorgeschlagenen als vorläu-
figen Sachwalter ein. Auf Antrag wird 
das Gericht Zwangsvollstreckungen 
gegen den Schuldner untersagen oder 
einstweilen einstellen. Zudem gibt es 
im Schutzschirmverfahren keinen vor-
läufigen Insolvenzverwalter.

1.6 Ausbau des Planverfahrens

Das Instrument des Planverfahrens ist 
ausgebaut worden. Das Gesetz zielt 
durch eine moderate Beschränkung 
der Rechtsmittel gegen die Planbestäti-
gung darauf ab, dass einzelne Gläubi-
ger nicht mehr in missbräuchlicher 
Weise das Wirksamwerden des Plans 
verhindern können.

Im Rahmen des Planverfahrens können 
künftig als Sanierungsinstrument auch 
Forderungen von Gläubigern in Gesell-
schaftsanteile umgewandelt werden 
(„dept-equity-swap“). Die Einbindung 
dieses gesellschaftsrechtlichen Instru-
ments in die Insolvenzordnung soll die 
Sanierungschancen verbessern, da Wider-
stände von Altgesellschaftern besser 
überwunden werden können. Dies gilt 
bis in die Gesellschafterrechte hinein

Um zu vermeiden, dass Forderungen, 
die im Insolvenzverfahren nicht ange-
meldet, sondern erst nach Abschluss 
des Planverfahrens geltend gemacht 
werden, die Finanzplanung nachträg-
lich stören, hat der Schuldner jetzt die 
Möglichkeit, bei Vollstreckungsversu-
chen nach der Verfahrensaufhebung 
Vollstreckungsschutz durch das Insol-
venzgericht zu erhalten, sofern die gel-

tend gemachte Forderung die Durch-
führung des Insolvenzplans gefährden 
würde. Zudem sind die Verjährungs-
fristen für verspätete Forderungen ver-
kürzt worden. Ansprüche, die nicht bis 
zum Abstimmungstermin angemeldet 
worden sind und mit denen deshalb 
nicht zu rechnen war, verjähren künf-
tig in einem Jahr.

2 Was sind die Folgen für 
 Versicherungslösungen?

2.1 Veränderte Situation für Organe

Die Stärkung des Instituts der Eigen-
verwaltung gem. § 270a InsO und 
die Schaffung der Möglichkeit eines 
Schutzschirmverfahrens nach § 270b 
InsO verändern die Situation für alle 
Organmitglieder. Das wirtschaftliche 
und juristische Handeln liegt bei der 
Eigenverwaltung weiterhin beim 
Schuldner. Damit sind Geschäftsführer 
und Vorstände anders als im Regel-
insolvenzverfahren weiterhin operati-
ven Risiken ausgesetzt. Es kommt 
 verstärkt zu Wechseln innerhalb der 
Organe. Der bewusst gestärkte Gläu-
bigereinfluss führt zur Einsetzung von 
Generalbevollmächtigten, CROs (Chief 
Restructuring Officer), Sanierungsge-
schäftsführern und Vorständen. Die 
Bezeichnungen sind teilweise phanta-
sievoll, bezwecken aber nur Eines: Das 
typischerweise insolvenzunerfahrene 
Management soll durch die Berater in 
die Lage versetzt werden, das Sanie-
rungskonzept strukturiert und unter 
vollständiger Wahrung der Betriebs-
sicherheit umzusetzen. 

Hier stellt sich die Frage, wie die damit 
verbundenen beruflichen Risiken 
abgesichert werden können. 

2.2 D&O-Versicherung

Für die D&O-Versicherung wird seit 
Jahren mit dem Argument geworben, 
dass sie nicht nur dem Bilanzschutz 
des Unternehmens dient, sondern 
auch das Privatvermögen der Manager 
schützt. Gerade im Fall der Insolvenz 
erhöht sich für die Unternehmensleiter 
die Gefahr einer Inanspruchnahme, da 
seitens der Insolvenzverwalter häufig 
Schadensersatzansprüche geltend 
gemacht werden. Der Grund dafür ist 
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2.2.1 Anzeigeobliegenheit

Die Versicherungsbedingungen kön-
nen eine ausdrückliche Regelung ent-
halten, wonach bereits die Stellung 
des Antrags auf Eröffnung des Insol-
venzverfahrens dem Versicherer als 
gefahrerhöhender Umstand anzuzei-
gen ist. Die Anzeige muss dann nach 
§ 23 VVG unverzüglich, d. h. ohne 
schuldhaftes Zögern, erfolgen. Wird 
die Frist versäumt, stehen dem Versi-
cherer die Rechte nach §§ 23 ff VVG 
zu. Er kann den Vertrag nach § 23 
Abs. 2 VVG unter Einhaltung einer 
Kündigungsfrist von einem Monat 
kündigen oder die Prämie nach § 25 
VVG erhöhen. Beruht die Anzeige-
pflichtverletzung auf grober Fahrläs-
sigkeit, kann der Versicherer im Scha-
denfall ggf. die Leistung gem. § 26 
Abs. 2 VVG kürzen. Die §§ 23 ff VVG 
sind halbzwingender Natur, so dass 
die Versicherungsbedingungen davon 
abweichende Regelungen – allerdings 
nicht zulasten des Versicherungsneh-
mers – enthalten dürfen.

2.2.2 Versicherte Pflichtverletzungen

Die Versicherungsbedingungen kön-
nen für den Insolvenzfall Einschrän-
kungen bezüglich der versicherten 
Pflichtverletzungen enthalten, was ins-
besondere im Fall der Eigenverwaltung 
relevant sein kann. Der Versicherungs-
schutz wird z. T. darauf beschränkt, 
dass nur solche Pflichtverletzungen 
versichert sind, die bis zum Eintritt der 
Insolvenzreife oder bis zur Stellung des 
Antrags auf Eröffnung des Insolvenz-
verfahrens begangen worden sind. 
Führt beispielsw. die bisherige Ge -
schäftsleitung im Fall des Schutz-
schirmverfahrens das Unternehmen 
weiter, so besteht nach diesen Bedin-
gungen kein Versicherungsschutz für 
die Zeit der Eigenverwaltung. Der Ver-
sicherungsumfang kann ferner zeitlich 
in der Form beschränkt sein, dass der 
Versicherungsschutz nur für solche 
Pflichtverletzungen gewährt wird, die 
innerhalb einer bestimmten Frist nach 
Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
begangen worden sind. Auch bei einer 
solchen Klausel ist zu prüfen, ob für 
den Zeitraum der Eigenverwaltung 
Versicherungsschutz besteht. 

u. a., dass werthaltige Schadensersatz-
ansprüche die Insolvenzmasse vergrö-
ßern. Umso besser, wenn dieser 
Anspruch durch eine Versicherung 
abgedeckt ist und nicht auf das per-
sönliche Vermögen der Manager zu -
gegriffen werden muss. 

Ob und in welchem Umfang eine 
D&O-Versicherung dann tatsächlich 
Versicherungsschutz bietet, sollte 
jedoch durch eine genaue Prüfung der 
Versicherungsbedingungen vorab 
geklärt werden.

Die D&O-Versicherung ist eine Versi-
cherung für fremde Rechnung nach 
§§ 44 ff VVG. Das bedeutet für die Ver-
sicherten, dass ihnen zwar die Rechte 
aus dem Versicherungsvertrag zuste-
hen, sie jedoch nicht im Besitz des Ver-
sicherungsscheins sind. Häufig sind 
den Versicherten die Bedingungen des 
D&O-Vertrags deshalb nicht bekannt. 
Nach § 46 VVG ist das Unternehmen 
nicht verpflichtet, den Versicherungs-
schein vor Befriedigung seiner Ansprü-
che an die Versicherten herauszuge-
ben. Sofern ein Schutzschirmverfahren 
nach §§ 270 ff. InsO durchgeführt 
wird, sollten die Bedingungen des 
D&O-Vertrags durch die noch tätige 
Geschäftsführung geprüft werden, um 
rechtzeitig einem Verlust oder einer Ein-
schränkung des Versicherungsschutzes 
entgegenwirken zu können. Hier kann 
der Sachwalter beratend agieren.

Die Möglichkeit, sich die erforderliche 
Kenntnis über den Inhalt des D&O-
Vertrags zu verschaffen, verschlechtert 
sich mit dem Antrag auf Eröffnung 
eines Insolvenzverfahrens, da die bis-
herigen Unternehmensleiter in der 
Regel die Verfügungs- und Verwal-
tungsbefugnis über das Unternehmen 
verlieren. Der Insolvenzverwalter ent-
scheidet ab diesem Zeitpunkt über das 
Schicksal der D&O-Versicherung. Es 
empfiehlt sich daher bereits bei 
Abschluss des Dienstvertrags, das 
Recht auf eine Abschrift des D&O-Ver-
trags und der zugrunde liegenden 
Bedingungen zu vereinbaren. 

Insolvenzen nach ESUG – 
Was sind die Folgen für 
 Versicherungslösungen?

1 Az. IX ZR 169/11.
2 Az. 25 U 5136/08.
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2.2.3 Ende des Versicherungsvertrags

Die Versicherungsbedingungen kön-
nen eine Klausel enthalten, wonach 
die Stellung des Antrags auf Eröffnung 
des Insolvenzverfahrens zu einem 
automatischen Ende des Versiche-
rungsvertrags zum Ablauf der Versi-
cherungsperiode führt. Dies gilt zum 
Teil auch dann, wenn sich der Versi-
cherungsvertrag bereits verlängert 
hatte, die Insolvenzantragstellung aber 
erst nach Ablauf der regulären Kündi-
gungsfrist erfolgte. Beispiel: Die Versi-
cherungsperiode beginnt am 1. Januar 
2011 und endet am 31. Dezember 
2011. Der Versicherungsvertrag ver-
längert sich automatisch um ein weite-
res Jahr, weil er nicht bis zum Ablauf 
der Kündigungsfrist am 30. September 
2011 gekündigt wurde. Der Antrag 
auf Eröffnung des Insolvenzverfahrens 
wird am 20. November 2011 gestellt. 
Trotz der vorherigen automatischen 
Verlängerung endet der Versiche-
rungsvertrag zum 31. Dezember 2011.

2.2.4 Zulässigkeit von Lösungsklauseln 
im Insolvenzfall

Der BGH hat mit seiner Entscheidung 
vom 15. November 20121 festgestellt, 
dass Lösungsklauseln in Verträgen 
über die fortlaufende Lieferung von 
Waren oder Energie, die an den Insol-
venzantrag anknüpfen, unwirksam 
sind, sofern sie nicht ausnahmsweise 
einer gesetzlich vorgesehenen Lösungs-
möglichkeit entsprechen. Begründet 
wird dies maßgeblich damit, dass das 
Wahlrecht des Insolvenzverwalters 
nach § 103 InsO nicht im Voraus aus-
geschlossen werden dürfe. Der Zweck 
des Erfüllungswahlrechts sei es, die 
Masse zu schützen und im Interesse 
einer gleichmäßigen Gläubigerbefrie-
digung zu mehren. Dieser Zweck 
könnte – so der BGH – vereitelt wer-
den, wenn sich der Vertragspartner 
des Schuldners allein wegen der Insol-
venz von einem für die Masse günsti-
gen Vertrag lösen und damit das 
Wahlrecht des Insolvenzverwalters 
nach § 103 InsO unterlaufen kann.

Damit ist auch für Versicherungsver-
träge eine spannende Frage aufge-
worfen: Darf ein D&O-Vertrag eine 
insolvenzspezifische Lösungsklausel 

enthalten? Nach § 14 Abs.1 VVG a. F. 
konnte sich der Versicherer „für den 
Fall der Eröffnung des Konkurses oder 
des Vergleichsverfahrens über das Ver-
mögen des Versicherungsnehmers die 
Befugnis ausbedingen, das Versiche-
rungsverhältnis mit einer Frist von 
einem Monat zu kündigen“. Das neue 
VVG sieht eine derartige Regelung 
nicht mehr vor. Die Konstruktion einer 
Kündigungsmöglichkeit nach §§ 23, 
24 VVG (Kündigung wegen Gefahrer-
höhung) erscheint zweifelhaft. Eine 
Risikoerhöhung wird man in der Er -
öffnung eines Insolvenzverfahrens 
schwerlich erblicken können, auch 
wenn nicht selten zuvor „gefährliche“ 
geschäftliche Fehlentscheidungen 
getroffen werden. Die Insolvenz an 
sich ist indes stark normiert und kon-
trolliert, und die Begleitung der Organe 
durch Sachwalter, Gläubigerausschüsse, 
Berater und nicht zuletzt durch die 
Überwachung des Insolvenzgerichts 
kann und sollte als Risiko minimierung 
verstanden werden.

2.2.5 Stolperstein Nachmeldefrist

Anders als in der klassischen Berufs-
haftpflichtversicherung wird der Versi-
cherungsfall in der D&O-Versicherung 
nicht nach dem Verstoß-Prinzip son-
dern dem Claims-made-Prinzip defi-
niert. Versicherungsfall nach dem 
Claims-made-Prinzip ist die erstmalige 
Anspruchserhebung während der Ver-
sicherungsperiode. Beim Verstoß-Prin-
zip kommt es dagegen darauf an, dass 
die Pflichtverletzung aufgrund derer 
Ansprüche geltend gemacht werden, 
innerhalb des versicherten Zeitraums 
liegt. Der Vorteil des Claims-made-
Prinzips liegt darin – sofern die Ver-
sicherungsbedingungen keine Ein-
schränkung enthalten –, dass eine 
unbegrenzte Rückwärtsdeckung wäh-
rend der Vertragslaufzeit geboten wird. 

Über die Zulässigkeit des Claims-made-
Prinzips wird aufgrund des Urteils des 
OLG München vom 8. Mai 20092 kon-
trovers diskutiert. Zu diesem Zeitpunkt 
gab es auf dem dt. Versicherungsmarkt 
keine Alternative zum Claims-made-
Prinzip. Das OLG München hat festge-
stellt, dass das Claims-made-Prinzip 
den erheblichen Nachteil hat, dass nur 
solche Schadensersatzansprüche ver-

sichert sind, die während der Versiche-
rungszeit geltend gemacht werden 
und Ansprüche, die nach Vertragsbe-
endigung geltend gemacht werden, 
ausgeschlossen sind. Wie das Gericht 
weiter ausgeführt hat, besteht die 
Gefahr, eine Versicherung abgeschlos-
sen zu haben, die zum Zeitpunkt der 
Anspruchserhebung bereits beendet 
ist und somit kein Versicherungsschutz 
mehr gegeben ist, obwohl die Pflicht-
verletzung im versicherten Zeitraum 
begangen wurde. Eine Kompensation 
dieses Nachteils sieht das OLG Mün-
chen in der Nachmeldefrist. Innerhalb 
eines bestimmten Zeitraums nach 
Beendigung des Vertrags können Ver-
sicherungsfälle noch gemeldet wer-
den. Wie lange diese Nachmeldefrist 
ist, muss anhand der individuellen Ver-
sicherungsbedingungen überprüft 
werden. Die Versicherungsbedingun-
gen können bspw. vorsehen, dass die 
Nachmeldefrist entfällt oder verkürzt 
ist, wenn der Vertrag wegen Insolvenz 
des Versicherungsnehmers beendet 
wurde. Manchmal wird deshalb die 
Möglichkeit eingeräumt, innerhalb 
einer bestimmten Frist gegen Prämien-
zuschlag eine Nachmeldefrist einzu-
kaufen. Ob dies geschieht, muss der 
Insolvenzverwalter entscheiden. Die 
vor der Insolvenz tätigen Organe kön-
nen regelmäßig nicht mehr bestimmen, 
ob zu ihren Gunsten eine ausreichende 
Nachmeldefrist vereinbart wird. 

2.2.6 Welche Versicherungssumme zu 
welchem Zeitpunkt?

Einer kritischen Prüfung bedarf die Frage, 
in welchem Umfang die Versicherungs-
summe nach Beendigung des D&O-
Vertrags noch zur Verfügung steht. 
Bei der D&O-Versicherung werden, 
anders als bei einer Berufshaftpflicht-
versicherung nach dem Verstoß-Prin-
zip, keine jährlichen Versicherungs-
summenaggregate über den Zeitraum 
des Bestehens der Versicherung aufge-
baut. Für alle Versicherungsfälle, die 
innerhalb einer Versicherungsperiode 
geltend gemacht werden, gilt bei der 
D&O-Versicherung nur die für diese 
Periode aktuell vereinbarte Versiche-
rungssumme. Die Versicherungssum-
men der früheren Versicherungsperio-
den stehen nicht mehr zur Verfügung. 
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in 2011 regulierten Schadens verblei-
bende Versicherungssumme in Höhe 
von EUR 4 Mio.

Der Schadensersatzanspruch wegen 
der Pflichtverletzung im Jahr 2010 
wird vom Versicherer erfolgreich abge-
wehrt. Mit Ende des Versicherungs-

 vertrags steht während der gesamten 
Nachmeldefrist jedoch nur noch die 

unverbrauchte Versicherungssumme 
der letzten Versicherungsperiode 2011 
zur Verfügung. 

Versicherte Personen können alle frü-
heren, gegenwärtigen und künftigen 
Organe eines Unternehmens und der 
Tochterunternehmen sowie leitende 

Die Auswirkungen lassen sich an fol-
gendem Fallbeispiel und den nachfol-
genden Schaubildern nachvollziehen: 
Zum 1. Januar 2009 wird eine D&O-
Versicherung mit einer Versicherungs-
summe von EUR 10 Mio. abgeschlos-
sen, die zum 31. Dezember 2011 
gekündigt wird. Es gilt eine Nachhaf-
tungsfrist von zwei Jahren als verein-
bart. Im Jahr 2011 wird ein Anspruch 
aufgrund einer Pflichtverletzung aus 
dem Jahr 2007 in Höhe von EUR 6 Mio. 
erhoben. Wegen der Rückwirkung der 
D&O-Versicherung besteht für diesen 
Schadenfall Versicherungsschutz.

Der Versicherer reguliert den Schaden-
fall in Höhe von EUR 6 Mio. Später 
wird im Jahr 2011 noch ein weiterer 
Schadenfall wegen einer Pflichtverlet-
zung aus dem Jahr 2010 in Höhe von 
EUR 8 Mio. gegen den Versicherer gel-
tend gemacht. Für diesen Schadenfall 
steht jedoch nicht die Versicherungs-
summe in Höhe von EUR 10 Mio. aus 
dem Jahr 2010 zur Verfügung  sondern 
nur noch die nach Abzug des bereits 

Mitarbeiter sein, so dass der Kreis 
der Versicherten, die sich die Versiche-
rungssumme teilen, oft sehr groß ist. 

Es besteht somit die Gefahr, dass die 
Versicherungssumme durch Schaden

fälle von anderen Versicherten bereits 
aufgebraucht ist bzw. sich so verringert 
hat, dass der Versicherungsschutz für 
den Einzelnen erheblich reduziert ist. 

Gerade am vorherigen Beispielsfall zeigt 
sich der große Vorteil des Verstoß-Prin-
zips, bei dem die Versicherungssum-
men für die Pflichtverletzungen aus 
den Jahren 2009 und 2010 noch in 
voller Höhe zur Verfügung  stünden. 

3 Fazit

Um Nachteile im Falle der Insolvenz zu 
vermeiden, sollten die Bedingungen 
einer D&O-Versicherung rechtzeitig 
geprüft werden. Die Alternative ist der 
Abschluss einer persönlichen Berufs-
haftpflichtversicherung für Unterneh-
mensleiter nach dem Verstoß-Prinzip. 
Bei Abschluss einer persönlichen 
Berufshaftpflichtversicherung ist der 
jeweilige Unternehmensleiter der Ver-
sicherungsnehmer und bleibt auch im 
Insolvenzfall Herr über seine Police. 
Für Sanierungsgeschäftsführer, Gene-
ralbevollmächtigte etc. ist der Ein-
schluss in die D&O-Versicherung des 
Unternehmens untauglich. Der Sanie-
rungsgeschäftsführer wird bei beruf-
lichen Fehlern seiner Vorgänger, die 
zur Schieflage des Unternehmens 
geführt haben, einen Schadensersatz 
für das Unternehmen verlangen. Er 
würde damit seine eigene Deckung 
aushöhlen. Zusätzlich kann er nicht 
sicherstellen, dass er nach seinem Aus-
scheiden versichert bleibt. Das Unter-
nehmen kann die Deckung jederzeit 
kündigen. Eine persönliche Berufshaft-
pflichtversicherung stellt einen dauer-
haften Schutz auf Basis des Verstoß-
Prinzips dar. 

Nachhaftungs-
zeitraum

2006 2007 2008 2009 2010 2011

Anspruchserhebung in 2011
Schadenhöhe: 6 Mio. Euro

Pflichtverletzung
in 2007

2006

VS = 10 Mio.

Rückwirkung
(claims-made)

Versicherungs-
beginn

2007 2008 2009 2010 2011

Verbleibende Deckung: 
4 Mio. Euro

Keine
An-

spruchs-
erhebung
in 2009
 Wegfall
Aggregat

Keine
An-

spruchs-
erhebung
in 2010
 Wegfall
Aggregat

2006

VS = 10 Mio.

Versicherungs-
beginn

2007 2008 2009 2010 2011
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